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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REG~ERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

31, Januar 1978. Nr, 588

Di.e ~~ohner~eihde der Stadt Olten unterbreitet d~n Teilzonen—
~ustli_V1i1e~e1d~mitZ0flen0r~un zur Genehmigung. Der

Plan und die ~Zbneiaördnung lagen in der Z4t vorn 11, April bis

10, Mai 1975. öffentlioh auf, Es gingen 10 Einsprachen ein, welche
.d~r:.Stadtrat abwie.s. Vier Einsprecher fUh±~ten gegen. den Entscheid

des Stadtrates Beschwerde beim Gemeinderat. :Dieser lehnte mit

Besch1uss~vom 2~, 0kto~r ]‚976 die~

den. Plan. Mit Beschwe~e an. den Regierungarat ‘~iehen drei Be

hw~rdeftil~er den Entscheid des Gemeinderates weiter7~m1ich

- Die. Einwohner.gemei~nde Starrkirch-Wil, vertreten durch den Ge-~

me.indera~ . - .

— die Herren M~räel Bernasconi,~ 0Iten~ und.~Roiert..vOn Ehrenberg,

Olten, beide vertreten durch Herrn Dr. G Kupper, Fursprech

und Notar, Ö1~en~ .

ierun srat stellt fest und zieht in Erv~ä

•1~~,. .

1. Heber das :G~iet ! st1ig—Wi1er~e1dt‘ b~t~ht ein ~chtsgü1tiger
Teilzo~ienplan aus dem Jahre 1963, Der vor1ie~ndeP1an soll

dieser~ ~b1ösei~, Er sieht e±itlang :der geplanten Urnfa~ua~gs—

s~rasse,~ der sogena~ten SUdtängent~, im östlichen Ber~ich

eine ca. 250 m lange und 50 m breite Gewerbezone ohne Aus—
nützun~sb~schränkung vdr. Die gesch1osser~.e Bauweise gilt als

Regel, Die G~bäud~höh~betr~igt mindestens 10 m und maximal

15 m, Wö die gesc~3iIo~sene Bauweise ~ici~.t zustande, kommt,

sind die Lück ‘düi~ch Schallwände .ar~ Strassenrand zu schliessen,

Im westlich~n~“Berei~h der Südtarigente‘. ist eine Zone noch nicht
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festgelegter Nutzung mit einer garantierten Ausniitzungsziffer

von 0,4 ausgeschieden, Hinter der G-ewerbezone erstreckt sich

eine Intensivzone gemischter Nutzung mit Hochhäusern bis zu

10 Geschossen und einer-Ausnützungsziffer von 1,4, wovon

1,0 fUr die Wohnnutzung, Gleiche Bedingungen gelten fur die

sudlich angrenzende Quart.ierkernzone. Die Inte~sivzone soll

durch die geschlossene “Mauer“ der Gewerb~.bauten segen die

Immissionen der Sudtangente geschutzt werden,

Im nordlichen Bereich des Plangebietes sind verschiedene
1~To1-~7onen (G2, W2 + A, ~T3 -i A) ausgeschieden, Die Erschliessun~

erfolgte durch eine Sar‘melsbrasse, in die zwei Erschliessungs—

strassen munden, Pur die Fussganger sind verkeI~rsfreie Wege

vorgesehen, Eine Ueberbauung ist nur mit einem speziellen
• ••~•• Beh ~spldi~ mögli~h, ausser in der 2—geschossigen Wohnzone,

• •~ •2~ Di~Besch~fej~d~fUhrer Bernasconi und ~i1be~::hean~~ragen,

“es sei anstelle der in diesem Plan enthaltenen Gewerbezone

(G) eine Wohnzone (W2 + A, event, 113 -~ A), eventuell eine

entsprecnende Zone fur Wohnbauten und stille Gewerbe einzu

richten und.~ es seien die Sonderbauvorschriftei~ entspr~echend

anzupassen“, V

Die ~h~ö~e arrkirch—il stellt sinngemäss den

Antrag, die geplante Gew~rbezone htzueneL~~n, Der

~inderatQl~n vertreten durch die Baudirektion, ~bean

tragt, die Beschwerden vollumfanglich ~eisen,

3, Die Beschwerdef~,hrer wehren sich in erster Linie gegen die
Ausscheidung einer Gewerbezone entlang der Umfahrungsstrasse,

Die Gemeinde Starrkirch—~7il befurchtet erhohte fmmissionen

diirch die Echowirkung der unrnittelbar an die Strasse und die

• Gemeindegrenze anstossende, mindestens 10 m hohe geschlossene

Fassad~ der Gewerbezone,, Imweiteren seien erhebliche

as~noc~sche und landschaftliche Nachteile zu erwarten, w8s

zu einer gestorten Entwicklung im heute noch atbra&ctlven
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Dorfteil Vii führen werder

Die I3eschwerdefuhror Bernasconi und Ehrenberg ihrerseits be

trachten di~ vorgeschlagene Lösung als untaugliches Mittel

zur Verminderung der Lärmimmissionen, weil die ausgeschiedene

Gewerbezone selbst und auch der zufahrende Bex~ufs— und Schwer—

verkehr zusätzliche Immissionen verursachten0 Weiter kriti

sieren sie Lage und Form der Gewerbezone, Die strengen

Zonenvorschriften wUrden keine Expansionsmöglichkeiten bieten.

Die Gewerbezone sei zu wenig attraktiv und deswegen für die

gewunschte Schutzwirkung mangels Bauvorhaben in absehbarer

Zeit gar nicht realisierbar, Als Schutz geg~n den Vö~kehrs—

lärm schläge~i:sie:die Errichtung eines Erd~allsm±t aufge

setzter, von der Strasse abgewandte Terras~enerbauung
;. vor,

II,

1, Alle Beschwerden sind innert der Rechtsmittelfrist einge

gangen, Als vom Bebauungsplan betroffene Grundeigentümer sind

die Herren Bernasco~i und Ehrenberg zur Beschwerdeführung

legitimiert, Auch die Einwohnergemeinde Staz~rkirch—Wil be

sitzt die Beschwerdelegitimation, da der Perimeter des Planes

bis an die Gemeindegrenze von Starrkirch—Wil reicht. Auf die

Beschwerden ist deshalb einzutreten,

2, Die Beschwerdeflthror Bernasconi und Ehrenberg verlangen vom

Regierungsrat die Ausscheidung einer Wohnzone anstelle der

vorgesehenen Gewerbezone, Die Kognitionsbefugnjs im Ge—

nehmigungsverfahren reicht jedoch niQht soweit, Die Gen~hmi—

gungsinstanz darf lediglich das zur Genehmigung vorgelegte

Planungskonzept beurteilen und dieses entweder billigen oder

ahleh~ien, Allenfalls kann es das Gebot der Verhältnismässig

keit Qrheischen einen Plan teilweise (Teilgebiet des Planes)

z~g~nehmigon, .Es~ liegt aber nicht in der Kompetenz des Re—

gierungsrates,.sein Beurteiiungsermessen an die Stelle der
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zuständigen Gemeindeorgane zu setzen und die ihm als beste

erscheinende~Lösung im Genebmigungsverfahren einer Gemeinde

aufzuzwingen~ Damit wUrde er gegen den Grundsatz der Planungs—

autonomie der Gemeinde verstossen, Den Anträgen der Be—

• schwerdeführer Bernasconi und Ehrenberg kann deshalb nicht

• entsprochen werden.

III,

1, Das Gesetz über das Bauwesen (BauG) ermächt±gt in § 1 die

Einwohnergemeinden, im Interesse ihrer baulichen Entwicflung

das Bauplanverfahren einzuftibmen, Dieses Verf~h~ön besteht

in der Aufstellung vor~ ZonenpIänen und Zone±~.reglementen, die

(wie ihre Abänderung) der Genehmigung des Regierungsrates

unterliegen,Wie die Zonenpläne und die Zonenreglemente auszu—

gestalten sind, wird im l3augesetz nicht abschliessend be

stimmt, sondern ist weitgehend den Gemeinden überlassen,

Diesen steht daher auf dem Gebiete des Bauplanverfahrens eine

relativ erhebliche Entscheidungsfreiheit zu. Sie sind in

diesem Bereich grundsätzlich autonom, Dass di~ Zonenpläne

• der Genehmigung des Regierungsrates unterl±egen, schliesst

• die Anerkennung der Autonomie nicht aus,

Ob bei der Genehmigung von J3eb~iungsplänon und Zonenregle—

menten dem Regierungsrat einzi~eine Rechtskontrolle zusteht

oder ob er die kommunalen Regl~ente und Plän~ Anch auf

ihre Zweckmässigkeit hin überprüfen darf, wird in § 1 BauG

nicht gesagt, Auch den anderen. Bestimmungen d~s ~a~igesetzes

l~s~t sich nichts näheres über den Umfang der Ueberprüfungs—

be~ugi‘4s entnehmen, Wenn für die kommunalen Zonenpläne die
ttGene1~~JfljgungH •des Regierungsrates vorbehalten ist, so kann

daraus im Sinne der regierungsrätlichen Praxis abgeleitet

werden, die Kontrolle beziehe sich nicht lediglich auf

• Rechtsverletzungen, Dies gilt bei Zonenpiänen •umsomehr, als

bei deren Ueberprüfung eine klare Abgrenzung zwischen Rechts-

und Ermessensfiagen kaum moglich erscheint und eine auf
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formalrechtliche Gesichtspunkte ~bescI~ränkte Kontrolle den

Zweck des Genehmigungsverfahrens nicht erfüllen könnte

(vgl0 ~±~ei1 des Bundesgerichtesi0S0 Zonenplan Lostorf

vom l7~ November l976)~ Es erscheint deshalb richtig, die

Bebauung~pläne auf die Rechtmässigkeit und auf das Vorliegen

einer “qualifizierten tJnangemessenheitu hin zu überprüfen,

Eine solche besteht, wenn ein Zonenpl~n öffentliche Interessen

beeinträchtigt0 Da jedoch der Regierungsrat sein Böurteilungs—

~rmessen nicht generell an die Stelle der Gemeinde setzen

darf, können lediglich erhebliche öffentliche Interessen,

die sachlich betrachtet nachweisbar sind~ berücksicht3gt

werden, wie etwa die. Verhinderung der Streubauweise, Er

wägungen des Landschaftsschutzes.,. Einsöhi~änk~ung der

Infrastrukturanlagen und —kosten,

2, Da die Beurteilung des vorliegenden Planungskonzeptes nicht

einfach erscheint, wurde be.i der Fachkommission Hochhäuser

der Regionalplantuigsgruppe tiordwestschwoiz ein Gutachten

über die Zweckmässigkeit der vorgeschlagenen Gewerbezone

eingeholt0 Diese gölangt zum Ergebnis, dass das Konzept der

Gewerbezone. als Immissionsschutz gegen die Umfahrungsstrasse

richtig sei, Die Gewerbezone entspreche einem übergeordneten

öffentlichen Interesse für die Schaffung gewerblicher

Arbeitsplätze und könne eine wirksame Schallschutzfunktion

erfüllen0 Die rechtliche Festlegung und die Gestaltung der

Gewerbezone müsse jedoch im Züsammenhang nut der dahinter—

liegenden Intensivzone gesehen werden0 Die notwendigen

Schalls chutzmas snahmen würden we s entlioh mit der 1-löhenent—

wicklung der Bauten in der Intensivzonb zusammenhängen. Zudem

scheine die G~werbezone von den haulichän Bedürfnissen aus

betrachtet. eine Reduktiön der zulässigen Bauhöhe zu ertragen,
Die Fachkommi~ssion schlägt verschiedene Verbesserungen vor,

Sö sollte ihres Erachtens die Bauhöhe von Gewerbebauten von

10 .m auf 6 rn herabgesetzt und bloss eine maximale Bauhöhe

von 10 m (statt 15 m) gestattet werd~n~. t)ieS~ o,rc~rk1ejnerten
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Bauhöhen wth‘den dcli baulichen Anforderungen von. Gewerbe—

bauten voll gerecht werden, Entsprechend müsste auch die..

zulässige Gebäudehöhe der im Schallschutz der Gewerbezone

liegenden Intensivzone herabgesetzt werden, Die Experten

schlagen an Stelle von 10 Geschossen maximal •6 Geschosse

vor, Im weiteren empfehlen sie, der Durchgrünung und land—

schaftlichen Einbindung gegenüber der Umfahrungsstrasse..und

damit gegenüber der Nachbargemeinde vermehrt Rechnung zu

tragen,

3, Der~ ebenfalls zu einer Stellungnahme eingeladene Planungs

verband der~Region Olten—Gösgen—Gäu äussert sich zur Ge—

werbezone u,a, wie folgt:

“Die technische Adäquanz der vorgeschlagenen Lösung ist für

uns ohne besondere Untersuchungen nicht überprüfbar (Schutz

wand— respektive Gebäudehöhe usw~, da wir die Immis~ion~n,

Strassenart, Fahrzeugtechnik usw. nicht kennen), Immerhih

ist festzustellen, dass Gebäudehöhen von 10 bis 15 m di~x~ch—

aus als eine erhebliche Beeinträchtigung einer benachbaften

2—geschossigen Wohnbebauung empfunden werden können~

Wenn nun, wie im vorliegenden Falle, die Abwendung möglicher

späterer Nachteile (Lärmimmissionen) — grundsätzlich

richtigerweise — bereits im städtebaulichen Konzept ang~—

strebt wird, kann das unerwünschte Ergebnis eintreten, dass

die entsprechenden — auf hohe Immissionserwartungen ausge—

richteten Anlagen (heute eventuell Ueb~rbewertung) - m±t

ihren nachteiligen Au~wirkungen auf die Nachbargemeinde ver—

wirklicht sind, die ~rwarteten Immissionen jedoch ~n d~r

Folge erheblich bescheidener (Zweispurstrasse,Urnw~ltsc1iutz_

vorschriften usw,) oder eventuell gar nicht ei~tret~n u~d

somit ein dauerndes Missverhältnis zwischen Gefahr undMass—

nahmen zum Nachteil der Nachbargemeindebe~tehen bIbibt,“
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Der Planungsverband der Region: Olten—Gösgeia—Gäu beto~rb, dass

seine Ueberlegungen keine zwingende Schlussfolgerung ergäben,

aber zu einer Entscheidu~i~ beItragen könnten0

4~ Die Expertise der Hochhauskommission wurde ~er Stadt Olten

und de~ BeschwerdefUhi~err~. zür Vernehmlassüng zugestellt0 Mit

Schreiben vom 9, Dezember 1977 ersuchte der Stadtrat der

Einwohnergemeinde der Stadt Olten hierauf den Kanton, vor

dem Entscheid des Regierungsrates über die Plangen:~hrhigung

mit allen Betroffenen eine weitere Sitzung durch•zufUhren~

diese fand am 24, Januar 1978 statt, Dabei einigte man sich

auf folgendes Vorgehen~ Im Einvernehmen mit dem Stadtrat

von Olten und mit Einverstöaadnis der Beschwerdeführer

sollen die umstrittene Gewerbezone und die damit zusammen

hängende ~IntensivzoneH mit der Quartierkernzone sowie die

Grünzone von der Plangenehmigung ausgenommen werden, Da der

k~riton das Projekt der Südtangente von einer 4—spurigen

auf eine 2—spurige Umfahrungsstrasse reduziert hat, ist

nochmals eingehend zu prüfen, ob es richtig sei, am bis—

herigen Konzept einer Gewerbezone als Lärmschutz gegen

die Umfahrungsstrasse festzuhalte~ Vom Entsch~id über ~die

Gewerbezone wird auch die Ausgestaltung der Intensivzone

mit gemischter Nutzung abhängen,

5~ Der.übrige Teil des Planes sowie die dazugehörenden Zonen—
vorschriften entsprechen den anerkannten PlanungsgrtiüdL

sätzen und kann deshalb vorbehaltlos genehmigt w~rden,

6, Da di~ Beschwerden sich gegen die Gewerbezone richten, die

nun nicht genehmigt wi~d~ können die Beschwerden als

gegenstai~d~los von der G-eschäftskontrolle abge~hrieben

werden, Die Kosten für die vom Kanton eingeholte Expertise

bei der Hochhauskommissjon von Fr, 2‘400,—— werden im

gegenseitigen Einvernehmen zu 2/3 a~if die Stadt Olten und

zu 1/3 auf.~die Beschwerdeführer Bernasconi und Ehrenberg

aufgeteilt, Die Einwohnergemeinde Starrkirch—Wil hat keine

Kosten zu tragen,
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I~ Sinne der~ Erwägungen wird

beschloss•e~a:

1.. Der Teilzonenplan “Fustlig—Wilerfeld“ und die dazugehmrigen

Zonenvorschriften werden teilweise genehmigt. Von der Ge

nehmigung werden ausgenommen die Gewerbezone, die Intensiv—

zone, die Quartierkernzone und die Grtinzone sowie die

entsprechenden Zonenvorschriften,

2, Die Beschwerden der Einwohne±‘gemeinde Starrkirch—Wil, des

Herrn Marcel Bernasconi, 0lte~, und des Herrn Rob~rt von

Ehrenberg, Olten, beid~ vertreten dui-~ch Herrn Dr. G. Kupper,

Fursprech und Notar, Oltcn, werden als gegenstandslos ge—

woi~den von der Geschäftskontrolle des Reg~erungsrates abge

schrieben.

5. Die Einwohnergemeinde der Stadt Olten hat eine G~nehmigungs—
gebühr von Fr. 200,—— sowie 2/5.de~ Kost~nfür dieExpertise

der Hobhhauskornmission zu bezahlen,

4, Die Beschwerdeftihrer Bernasconi und .Ehrenberg tragen ab—

redegemäss.~l/3 der Kosten für die. Expertise der Hochhaus—

kommission.« Der von ihnen geleistete Kostenvorschuss wird

verrechnet,

5.. Die Einwohnergemeinde der Stadt Olten wird~verhalten, dem
Kant, Amt für Raumplanung bis spätestens 1, April 1978

noch 4 Plansätze, wovon 1 Exemplar auf Leinwand aufgezogen,

sowie 4..~bereinigte Exemplare der Zonenvo~schriften zuzu

stellen, Die Pläne und die Zonei‘~vorschriften.-sii~id mit dem

Genehmigungsvermerk der. Gemeinde zu versehen•~

6. Frühere Pläne, die dem vorliegenUen widersp~‘echen, sind

aufgehoben,
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~u~DerO1te~

1/3 ~ntei1:Gutachterkoste12 ~ 8O‘O.~—-~

‘/~ Kosterivorschuss

Fr~ 6OO~— (Staatska~z1~ Nr. 196)RE

Stadt O1tei~

Gene1gu~sgeb~ihr

PublikationskostGn

2/3 An~ei1 Cutachterkosben

Fr~ 200.,—--

Fr., 18.,——

FrJ313,——

(Staatskanzlei NrG 197

Der Staatsschreiber

(~~X
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Bau—Departement (2) Wy

Amt.~fttr Raumplanung (3),~

JUi~eSekretäre des Bau—Departementes (5)
Kant~ Tiefbauamt (2)

Kant. I-iochbauamt (2)

Amt fUr Wasserwirtschaft (2) -

Kant, Finanzverwaltung (2)

Kreisbauamt II, 4600 Olten, ~~len,Pl~Jfoltsäte~

Amtschreiberei Olten, 4600 Olten, ~~en,Planfoltaäter.

Sekretariat der Katasterschatzung (2), ~tl‘en,Planfolt

Baudirektion der Stadt Olten, 4600 Olten, (3)~
nfolt.sät~EINSCH~

Hrn. Dr. G, Kupper, FU.rsprech + Notar, Römerstr. 14, 4600 Olten
(5) EiNSCHREIBEN /RE

Amrnannamt der EG, 4656 Stari~kirch—Wil (3) EINSCHREIBEN
Ammannamt der EG, 4600 Olten /i~(

Amtsblatt Publikation:

Der Teilzonenplan ~Fustlig—Wilerfeld~ und die dazugehörenden

Zonenvorschriften worden teilweise genehmigt,
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SONDERßAU\1QRSCFIRIFTE~‘j ZUM BEBAUUNGSPLAN

FUSTLIG - WILERFELD

A, ALLGEMEINER TEIL

1. Geltungsbereich

Art. 1

Liese Bauorcinung gilt f~1r das Gebiet des Bebauungsplanes Fustlig
~i~L~L‘.L C_

Soweit diese Bauordnung~ der Bebauungsolan oder aufgrund des Be
bauungsplanes erlassene Teilhebauur:gspl~ne keine anderen Vor
schriften enthalten, gilt das Baureglement der Stadt Olten und
sub~ ~diär die einschlägigen Bestimmungen der eidgenössischen und
kantonalen Gesetzgebung.

:i. Zweck

Diese Bauordnucg bezweckt, das Gebiet f‘ust].ig—Wilerfelcl so zu ge-
stalten, dass es in der Gesarnterscheinur~g einen eigenen städte—
baulichen Ausdruck erhält, sich harmonisch in das übrige Stadt-
bili einfügc., einen hohen Wohnwert und eine gesunde Durchmischung
vun Wohn- und Arbeitsplätzen aufweist

Iii Begriffsbestiramungen

A~t ~

Die Ausnützungsziffer (a) ist die Verhältrxiszahl zwischen der
anrechenbarer~ Br‘uL-Logeschossfläche der Gebäude und der anrechen—
haren Landfläche.

anrechenbare Bruttogeschossfläche
Ausr~Stzungszi.ffer a —_________________ __________________ _____

anrechenbare Landfiäche

Als anrechenbare Brut togeschossfläche gilt die Summe aller eher—
und unterirdischen bewohnten oder durch ständige Arbeitspi~tzc
beienten Gescinossf].ächen cinschliessl ch der Mauer— und Wand ~e.r—
~-‘ ~-‚t~

L
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Die anrechenbare Landfläche ist die Flache der von der Bauein
gabe erfassten, baulich noch nicht ausgenützten Grundstücke
und Grundstückteile der Bauzone. Hievon werden nicht angerechnet
die für die Erschliessung notwendigen Fahrbahn-, Zufahrts- und
Trottoirflächen.

B. BEBAUUNGSPLAENE

1. Allgemeiner Bebauungsplan

Im allgemeinen Bebauungsplan im Masstab 1:1000 sind gergelt
Nutzungsart und Ausnützungsziffer; Lagc der Hochleistungs-,
T!auptverkehrs— und Sammelstrassen sowie die wichtigsten An
schluaspunkte der Erschliessungsstrassen und der Samnielgaragen.

Der‘ beiliegende allgemeine Bebauungsplan Fustlig—Wilerfeld bil
det einen integrierenden Bestandteil dieser Bauordnung.

Geringfügige Korrekturen des Bebauungsplanes für zusätzliche
Infrastrukturaufgaben wie Busstationen, Trafostationen, kleinere
öffentliche Anlagen usw. können durch später ausgearbeitete Teil—
bebauungspläne vorgenommen werdcn

lt. Tei)bebauungspldne

Die kubioche Gestaltung der Bauten, das engere Erschliessungs-,
Ordnungs- und Ox‘ganisationskonzept wird aber Teilbebauungspläne
geregelt. Deren Abgrenzungen müssen sinnvolle Teile innerhalb
cies Bebauungsplaneo ergeben.

Cie Teilbebauungspläne haben sich genau an die in allgemeinen Be
bauungsplan vorgeschriebene Nutzung zu halten

Durc2~ spätere Abparzellierungen im Teilbebauungspiangebiet dcirf
die örtlich gültige Ausnützungsziffer nicht überschritten wurden.

311. Zonenordnung

Art. 6

Das gebiet Fuctlig—Wilerfeld wird in folgende Zonen eingeteilt:

2. 3-geseho~sige Wohnzone mit Attika (W3+A) mit differenzierter
Ausnützungs ziffer.

2. Offene und geschlossene 2—geschossigs Wohnzone mit Attika
(W2tA).



3. Wohn— und Gewerbezone (WG)
L~.• Zone noch nicht festgelegter Nutzung (Projekt~erungszone)
5. Wohnzone (G 2) nach Baureglernent

Die einzelnen Zonen sind im Bebauungsplan 1:1000 festgehalten.

IV. Zcr~envorschriften

Art. 7

Die Ueberbauung in den einzelnen Zonen wird durch Teiibebauungs—
pläne geregelt. Baubewilligungen dürfen nur auf Grund von rechts
verbindlichen Teilbebauungsplänen erteilt werden. Ausnahme von
dieser Regel sind für Einzel- oder Gruppenbauvor‘hahen in der
2-geschossigen Zone mit Attika vorgesehen, wenn eine einwand
freie Erschliessung vorliegt, kein zusammenhängendes Gebiet so
zarte Ll ~ wird, dass eine Gesamtüberbauung gefährdet ist und aus
der Einzelhauweisc- ke~ n~ r:aohteiiigen Folgen für Nachbargrund—
stücke entstehen, Zus-t~ndig für eine Entlassung aus der Pflicht
zur Erstellung eines Teilbebauungs~Lanes ist die Saukommi~sion.

Die Baubehörde ist ermächtigt, bei Teilbehauungspiänen, die
eine st~1dtebauiich und hygienisch vor‘zügii:~he Lösung gewähr—
leiste:i, ~ die in den Art. 8 und 9 festgesetzten Ausnütz‘trLgs
ziffern e~ri~n Zuschlag vor. höchstenc 10 zu bewilligen.

In ~ebiet€n., in ~-;c1chen Richtoläne bestehen, wird der Zuschlag
gew-5hrt:, wenn der P.ichtpian in Tei lbetauing~nian ~ibernommcn
rt, fl~l

L Ls ~.iiigemeine Richtlinie für die zu ~rs tellerider: Teiibebauungs-
p~n~ gi].t das Baureglement der Stadt Giten. Im Einzelfall. kön—
r~n in den Teilhehauungspiänen Unterschreitungen von Grenz— und
Gehäudeeb~r:änden bewilligt werden, sofern es die hygienischen
v~-i-~:~ ~-~: ss.~ gestattex~.

€RE~b~zOh~c~ ~~4G ~ k~T so i~oe~Ai3Uoe~4~4
- ~ - ~O~4 2G.14*t 19€1 ~2~iie 2.841

.fn r~er Znne 3 ± A beträgt d:e Ausnützunnrsziffer 0,7 — 0,9,
wohei d~e Ausnütz :~n~i.ffer (AZ) im Behanungsolan im einzelnen
f~-~tgeiegt wird. E~ sind höchztu~s ~i.—gesci-ioss±ge Bauten mit
ei~-.e:n- max n~ien 1-ha von 12 m ~uiässig. Au&nalnren von die
ser Regel snd speziell imbebauurigsDlan vermerkt.

Eine Durehgrünung dieser Zone mit hochs ~ämnigen Bb~men ist in
de‘~ T~ilh~: u~ngsp1änen vorzusehen.

!krt 9

n der Zone ~J 2 -4-A beträgt die Ausnützungsziffer 0,5. Diese
Zone ist der offenen und geschioGsenen Ueberbauung T‘~it eigen—
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heimähnhichem Wohncharakter vorbehalten. Es sind höchstens
3-geschossige Bauten zulässig. Sofern sich an Hanglagen auf
natürliche Art bewohnbare Untergeschosse ergeben, darf die
Fl8che des Attikageschosses zusammen mit der Fläche des Unter-
geschosses 100 % der Gebaudegrundfläche nicht überschreiten.

Die einzelnen Bauten sind in der Regel so anzuordnen, dass
die Aussicht möglichst gewahrt bleibt.

In Teilbebauungsplan vorgesehene, gemeinsame Freizeiträune
werden bei der Berechnung der Ausnützungsziffer hälftig be
riicksichtigt.

Art. 10

In der Wohn- und Gewerbezone beträgt die Ausnützungsziffer
1,2, wobei für reine Wohnbauten eine Ausnützungsziffer voiz
0,6 nicht überschritten werden darf. Sollten sich bezüglich
der Anordnung des Wohnvolumens Zweifel ergeben, so behält
sich die Baudirektion vor, eine Lärmexpertise einzuholen. Es
sind maximal 5-geschossige Gebäude mit einer maxinalen Höhe
von 15 m zugelassen.

~yt. 11

In den Zonen mit noch nicht festgelegter Nutzung wird diese
auf Grund weiterer planerischer Studien in einem späteren Zeit
punkt im Rahmen einer Ergänzung des Bebauungsplanes festgesetzt.
Als Minimum wird eine Ausnützungszitfer von 0,4 garantiert.

V. Erschliessung und Parkierung

Art. 12

Direkte Aus falirten aus Einzelparkierungsanlagen auf die Sammel
strasse sind nicht zulässig.

Das Netz der Erschliessungsstrassen, an welche die Parkierungs
erlagen anzuschliessen sind, ist durch die zu erlassenden Teil—
bebauungsplane zu regeln. Bei der Anlage dieser Strassen ist
die Wohnhygiene gebührenci zu berücksichtigen. Anschlüsse der
Erschhiessur~gsstrassen an die Sansnelstrassen sind vornehmlich
nur an den im allgemeinen Bebauungsplan festgelegten Punkten
zulässig.

Zusätzliche Anschlüsse können in. Rahmen von Teilbebauungsplänen
ausnahmsweise bewilligt werden.

Art. 13

Für die Parkierungsanlagen in allen Zonen gslten verbindlich
folgende Richtlinien:
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1. Pro Wohnung oder zwei Arbeitsplätze ist ein Autoabstellplatz
zu errichten.

2. Für Alterssiedlungen, Altersheime und öffentliche Bauten be
stimmt die Baubehörde die Zahl der zu errichtenden Autoab
stellplätze.

Für sämtLiche Zonen sind 3/L~~ der zu erstellenden Absteliplätze
in unterirdischen Einstelihallen zu errichten; Ausnahme von die
ser Regel bilden Einzelbauvorhaben in der 2-geschossigen Zone
mit Attika. In Zweifelsfällen entscheidet die Baukommission.
Sowe:Lt unterirdische Einsteilhallen nicht unter einem Hochbau-
körper liegen, müssen ihre Decken begrünt werden.

Die Zweckentfremdung von Autoabsteliflächen ist bewilligungs—
oflichtig.

Für Velos, Motorfahrräder und Kinderwagen sind in den Ueher
bauungen Absteliräume vorzusehen.

Art~ l~

Grundsätzlich sind für die Fussg~nger von den Fahrverkehrs
achsen getrennte Fussgängerwege vorzusehen

VI, Kindersrielpiätza

Art. 15

Beim Bau von sechs und mehr Wohneinheiten, die für Familien
mit Kindern geeignet sind, müssen gut besonnte Kir~dercoiel—
flRche~1 abseits vom Veckehr anceiegt werden. Ihre Grösse soll
mindestens 15 % der zu Wohnzwecken genUtzten Bruttogeschoss—
fläche betragen. Ein Teil davon soll als Hartplatz ausgebil
det werden.

Die Kinderericinlätze dürfen keinem anderen Zwecke zugeführt
werden,

C BAULAND

1, Baureife

Ein Grund.si(Ick gilt als haureif:

1. Wenn es erschlossen ist, cLh. wenn alle Anlagen für den
Verkehr, die Wasser- und Energieversorgung sowie die Ah
~;ascerbeseitigung vorhanden sind oder gleichzeU--i,g mit dem
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Neubau erstellt werden;

2. Wenn es nach Grösse und Form für eine zonengemässe Ueber
bauung geeignet ist, wobei im Interesse der Ueberbaubar
keit nötigenfalls eine Grenzregulierung oder eine Neuem—
teilung des Baulandes durchzuführen ist.

II. Baulandumlegung

Art. 17

Mit den Teilbehauungspiänen kann ein Landumlegungsplan aufge
legt werden, Für die Durchführung der Landum].egum~ gelten die
eidgenossischen iind kantonaler, Bestimmungen.

D. WOI[NHYG1ENE

1. Immissionsschutz

Ar., 18

Alle baulichen Einrichtungen sind nach dem jewei] igen Stand
der Technik so auszuführen, abzuändern und zu unterhalten, dass
eine Belästigung von Mensoher! und Tieren vermieden wird,

Art. 19

Wohnannen Separatzimmer, gewerbliche und andere Arbe itsräume
e~,. die voneinander unabhängig vermietet oder‘ verkauf werden
können, 5 md in bezug auf Konstruktion und Installationen so
zu erstellen und zu unterhalten, dass eine Beeinträchtigung
durch den bei ihrer Benützung üblicherweise auftretenden Lärm
vermjec~n wird.

Es sind die Richtlinien für den Schallschutz im Wohnungsbau,
S1A-Forjn. Nr. 181, verbindlich.

ii. Heizungsanlagen

Art. 20

Grur~dsä1:z]ich ist die Wärmeversorgung zu zentralisieren. Einzel—
heizungen we:-‘den nur zugelassen, wenn sie immissionsarm (z .

Ga~: eder Elektrizität) eingerichtet werden,

Ist den Tailbehau agsnlänen können zentrale Wärmeversorgungsei
auen verbind±zc~-~ vorgeschriecen wereen.



‘-7—

E. SCHLUSSBESTIMMUNG

Art. 21

Diese Bauordnung tritt zusammen mit dem zugehörigen Behauungs—
plan mit der Genehmigung durch den Regierungsrat des Kantons
SoLcthurn in Kraft

Alle camit im Widerspruch stehenden Vorschr~f~en sind aufge—
hOberL

Vom Stadtrat zur Auflage genehmigt am: 3. April 1975

Aufgelegt vom 11. April bis 10, Mai 1975

Vorn stadtrat genehmigt: 5. August 1976

Vom Gemeinderat genehmigt: 2$. Oktober 1976


